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Michael Nueber und Philipp Konzett, Vaduz, Wien 

Streitigkeiten mit Stiftungen und Trusts 
Schiedsgerichtsbarkeit eine Alternative? 

Obersicht: 
I. Einleitung 

II. Stiftungen 
A. Schiedsklauseln in Stiftungsstatuten 

1. Zulassigkeit und Formerfordernisse in Osterreich 
2. Zulassigkeit und Formerfordernisse in Liechtenstein 

B. Reichweite von Schiedsklauseln 
C. Schiedsfahigkeit von Stiftungsstreitigkeiten 

1. Allgemeines und anwendbares Recht 
2. Objektive Schiedsfahigkeit von stiftungsrechtlichen Streitigkeiten 

a) Leistungsanspriiche 
b) Beschlussanfechtung 
c) Informations- und Auskunftsansprtiche 
d) Schadenersatzverfahren 
e) Aufsichtsrechtliche Verfahren 
f) Registerverfahren 
g) Sonstige Verfahren 

3. Subjektive Schiedsfahigkeit der Stiftung 
D. Stiftung als Konsumentin 

1. Konsumentenschutz im Schiedsverfahren 
2. Osterreichische Privatstiftung als Konsumentin 
3. Liechtensteinische Stiftung als Konsumentin? 

E. „Osterreichische" Schiedsverfahren in Liechtenstein? 
III. Trusts 

A. Vergleichbarkeit mit Stiftungen 
B. Besonderheiten in trustreditlichen Schiedsverfahren 

1. Obligatorisches Schiedsgericht nach Art 931 PGR 
2. Subjektive Schiedsfahigkeit 
3. Aufsichtsrechtliche Schiedsgerichtsbarkeit in Trusts 

IV. Schlussfolgerungen 

I. Einleitung 
Der vorliegende Beitrag ist eine stark erweiterte Fassung eines im November 

2018 von Dr. Michael Nueber bei einer Tagung der osterreichischen Gesellschaft ftir 
Familien- und Vermogensrecht gehaltenen Vortrags. 

Die Praxis der Autoren zeigt, dass Schiedsverfahren im Stiftungs- und Trustbe-
reich immer relevanter werden und im Lichte dessen vergleichsweise wenig Literatur 
existiert. Der nachfolgende Artikel soil einen bescheidenen Beitrag zu Weiterentwick-
lung dieses Themengebiets leisten. 
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II. Stiftungen 
A. Schiedsklauseln in Stiftungsstatuten 

1. Zulassigkeit und Formerfordernisse in osterreich 
Der osterreichische Gesetzgeber anerkennt ausdrticldich die Moglichkeit, 

Schiedsvereinbarungen in Gesellschaftsstatuten aufzunehmen. Gem. § 581 Abs 2 
ZPO (entspricht § 598 Abs 2 flZPO) gelten die Bestimmungen des Abschnittes der 
ZPO zum Schiedsrechtverfahren sinngemag auch ftir Schiedsgerichte, die in gesetz-
lich zulassiger Weise durch letztwillige Verftigung, andere nicht auf Parteienvereinba-
rung beruhende Rechtsgeschafte oder Statuten angeordnet werden.') Die Zulassigkeit 
von Schiedsklauseln in Statuten fand sich mit beinahe identem Wortlaut bereits in 
der Stammfassung des § 599 ZP02) und war in der Literatur seit jeher unbestritten.3) 
Unter Statuten iSd § 581 Abs 2 ZPO fallen auch Stiftungserldarungen.4) 

Grundsatzlich muss eine Schiedsvereinbarung in einem schriftlichen Doku-
ment, das von beiden Parteien unterzeichnet wird, oder in zwischen ihnen gewech-
selten Schreiben, Telefaxen, E-Mails oder anderen Formen der Nachrichtentibermitt-
lung enthalten sein. Im ersten Fall tritt die Schiedsvereinbarung mit der Unterschrift 
in Kraft,5) im zweiten Fall mit Zugang der Annahmeerklarung an den Offerenten (arg 
„gewechselt"). Die Formerfordernisse sollen Warn- und Beweisfunktion erfullen, so-
hin vor Obereilung schtitzen und spater als verschriftlichter Parteiwille der Prozess-
iikonomie dienen.6) 

Der Gesetzgeber sieht die sinngemaBe Anwendung des Schiedsrechts auf statu-
tarische Schiedsgerichte vor, was von einem Tell der Lehre insbesondere dahingehend 
ausgelegt wird, dass die Formerfordernisse nach § 583 ZPO eben nur „sinngemair 
gelten sollen.7) In einer jangst ergangenen Entscheidung hat der OGH entschieden, 
dass em n statutarisch korrekt vereinbartes Schiedsgericht in eine Schlichtungsstelle 
iSd § 8 VereinsG 2002 umzudeuten ist, wenn die Formvorschriften nach § 583 ZPO 
nicht erftillt sind.8) Grundsatzlich ist also davon auszugehen, dass die Schriftformer-
fordernisse nach § 583 ZPO jedenfalls erftillt sein mtissen und sohin em n Mindest-
formerfordemis darstellen. Sehen die gesetzlichen Formvorschriften filr Statuten 
eine strengere Form vor (bspw Notariatsaktspflicht ftir AG und GmbH), muss auch 
die Schiedsldausel dieser Form entsprechen. Das ist jedenfalls dann immer erfullt, 
wenn die Schiedsklausel bereits in den Statuten selbst enthalten ist. § 583 ZPO ist 

') Kodek, Schiedsklauseln als Instrument zur Konfliktregelung bei Privatstiftungen, PSR 
2013, 152 (154); zu letztwilligen Schiedsverfahren, Nueber, Letztwillige Schiedsverfahren, in 
Gruber/Kalss/Midler/Schauer (Hrsg), Erbrecht und Vermagensnachfolge (2018) 857 if. 

2) Er1RV 1158 BlgNR 22. GP 8. 
3) Fasching, Schiedsgericht und Schiedsverfahren im osterreichischen und internationa-

len Recht (1973) 50. 
4) Kodek, Schiedsvereinbarungen bei Privatstiftungen — Moglichkeiten und Grenzen, in  

FS W. Jud (2012) 351 (355 if); Nueber, Die Privatstiftung als Partei in Verfahren vor „osterrei-
chischen" Schiedsgerichten, GesRZ 2012, 339 (340). 

5) RIS-Justiz RS0017285. 
5 ) Nueber, ZPO Schiedsverfahren (2019) § 583 Rz 2; RIS-Justiz RS0017284. 
7) Hausmaninger in Fasching/Konecny3  § 581 ZPO Rz 293. 
8) RIS-Justiz RS0121457. 



Streitigkeiten mit Stiftungen und Trusts 	 1 01 

dahingehend unanwendbar.9) Dasselbe gilt ftir einen Wechsel in der Gesellschafter-
struktur. Da bspw § 76 Abs 2 GmbHG far die Ubertragung eines GmbH-Anteils die 
Notariatsaktsform vorschreibt, findet die Unterwerfung unter die Schiedsklausel nur 
mit der formgerechten Ubertragung der Antelle durch Notariatsakt statt. Eine fehler-
hafte Ubertragung und eine daraus resultierende Streitigkeit, wer nun Gesellschafter 
ist und wer nicht, kann nicht auf Basis der statutarischen Schiedsklausel von einem 
Schiedsgericht entschieden werden. • 

Von einem Teil der Lehre wird vertreten, dass bei Gesellschafterwechsel die Bin-
dung des neuen Gesellschafters an die statutarische Schiedsklausel bereits aufgrund 
der Rechtsnachfolge eintritt. Eine formgaige Unterwerfung im Rahmen des Uber-
tragungsakts sei dazu nicht (mehr) notwendig.") Demgegentiber hat der OGH er-
kannt, dass der Beitritt zu einer Genossenschaft nach § Abs 2 GenG mittels schriftli-
cher Erldarung ausreichend sei, um eine gilltige Unterwerfung tinter die statutarische 
Schiedsklausel im Genossenschaftsstatut zu bewirken.") Auch em n Vereinsschieds-
gericht iSd § 8 VereinsG 2002 sei im Zweifel in eine bloEe Schlichtungseinrichtung 
umzudeuten, wenn die Formerfordemisse nach § 583 Abs 1 ZPO nicht erftillt sind.u) 
In der Praxis wird die Frage nach der Bindung eines Gesellschafters haufig nicht vor-
kommen. Beim Ubergang des Gesellschaftsanteils an einen neuen Gesellschafter ist 
regelmaffig wenigstens Schriftlichkeit gegeben, wodurch jedenfalls die Formerfor-
dernisse nach § 583 ZPO erfiillt sind. Es kann also hier dahingestellt bleiben, oh die 
Bindung im Wege der Rechtsnachfolge oder wegen der formgtiltigen Unterwerfu_ng 
stattfindet. Jedenfalls beim Beitritt eines neuen Mitglieds mtissen aber die Formerfor-
dernisse fiir die gilltige Vereinbarung einer Schiedsklausel erfUllt sein. 

Ftir Privatstiftungen bedeutet das, dass aufgrund des zwingend erforderlichen 
Notariatsakts (§ 39 PSG) auch die Schiedsklausel dieser Form gentigen muss. Sieht 
eine Stiftungserklarung aber bspw vor, dass sich em n Begiinstigter der Schiedsklau-
sel unterwerfen muss,13) urn in den Genuss von Zuwendungen kommen zu konnen, 
ist &fur eine einfache schriftliche Erklarung ausreichend. Dafiir sind namlich keine 
besonderen Formvorschriften vorgesehen und es kommt das Schriftformgebot des 
§ 583 ZPO als Auffangtatbestand zum Zug. 

2. Zulassigkeit und Formerfordernisse in Liechtenstein 
Im Jahr 2010 wurde auch das liechtensteinische Schiedsrecht nach dem Vorbild 

des osterreichischen SchiedsRAG 2006 revidiert.'4) Auch in Liechtenstein sind und 
waren statutarische Schiedsvereinbarungen immer schon zulassig (jetzt nach § 598 
Abs 2 flZPO, der § 581 Abs 2 oZPO entspricht. Das fand friiher eine entscheidende 

9) Koller, Die Schiedsvereinbarung, in Liebscher/Oberhammer/Rechberger (Hrsg), 
Schiedsverfahrensrecht I Rz 3/335; Nueber, ZPO § 583 Rz 22. 

10) Reiner, Schiedsverfahren und Gesellschaftsrecht, GesRZ 2007, 151 (160); Zeiler, 
Schiedsverfahren2  (2014) § 581 Rz 137; Czernich, Schiedsklauseln in osterreichischen Kapital-
gesellschaften, SchiedsVZ 2014, 88. 

22) OGH 5 0b112/03 m RdW 2003,640. 
") OGH 2 Oh 117/13 i Zak 2013/702. 
13) Für em n Beispiel s die teilweise abgedruckte Stiftungserklarung in OGH 6 Ob 244/10 s 

PSR 2011/8. 
") BuA 2008/151. 
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Einschrankung durch Art 114 Abs 2 Personen- und Gesellschaftsrecht (PGR), wo-
nach fur Streitigkeiten zwischen einer in Liechtenstein ansassigen juristischen Person 
(sog Verbandsperson) und ihren Mitgliedern tiber das Bestehen oder Nichtbestehen 
der Mitgliedschaft ausschlieSlich das fiir die Verbandsperson ortlich zustandige Ge-
richt zustandig war, selbst wenn die Statuten dariiber hinaus em n Schiedsgericht vor-
sahen.") 

Erst eine spatere und big heute andauernde Judikaturlinie erkannte die gegen-
standlichen Streitigkeiten iiber die Mitgliedschaft als objektiv schiedsfahig an. Dem 
folgend wiirde der Zwangsgerichtsstand für das am Sitz der Verbandsperson ortlich 
zustandige Gericht nicht die sachliche Zustandigkeit eines ordentlich vereinbarten 
Schiedsgerichts bertihren, sondern bloB vorschreiben, dass dieses Schiedsgericht 
eben in Liechtenstein seinen Sitz haben miisse.") Das gilt auch far Stiftungen und 
haftungsrechtliche Streitigkeiten mit ehemaligen Stiftungsorganen.17) 

Die flRsp rekurrierte bei ihrer Rechtsfortbildung auf die osterreichische Rechts-
ordnung. Die dem Art 114 Abs 2 PGR ahnliche, aber nicht inhaltsgleiche Vorschrift 
des § 83 b oiN sieht ebenfalls vor, class gesellschaftsrechtliche Streitigkeiten aus-
schlieBlich und unprorogabel vor dem nach dem Sitz der Gesellschaft sachlich und 
ortlich zustandigen Gericht auszutragen sind. Nach oRsp kommt diese Norm jedoch 
zur Ganze und somit auch hinsichtlich der ortlichen Zustandigkeit nur dann zur An-
wendung, wenn die Streitigkeit vor ordentlichen Gerichten gefilhrt wird.") 

Die Formerfordernisse far statutarische Schiedsgerichte orientieren sich an den 
Formvorschriften nach der osterreichischen Rechtslage. Dabei ist jedoch zu beachten, 
dass die Errichtung einer Verbandsperson und die Obertragung von Antellen daran 
grds durch bloRe Schriftform moglich ist, soweit das Gesetz nichts anderes vorsieht 
(Art 116 Abs 1 und Art 149 Abs 3 PGR). Fiir die Errichtung von Stiftungen ist eine 
schriftliche Stiftungsurkunde mit beglaubigter Unterschrift des Stifters erforderlich 
(Art 552 § 14 Abs 1 PGR). Stiftungszusatzurkunden kann der Stifter hingegen ein-
fachschriftlich erlassen (Art 552 § 17 PGR). Damit ist jedoch jedenfalls das Schrift-
formgebot fiir Schiedsldauseln nach § 600 flZPO (entspricht § 583 OZPO) erfiillt. 

Zusammenfassend sind Schiedsldauseln in gesellschaftsrechtlichen Statuten so-
wie Stiftungsurkunden unter Beachtung der auch fur (Dsterreich gilltigen Formerfor-
dernisse zulassig, wobei der Sitz des Schiedsgerichts am Sitz der Verbandsperson sein 
muss.") Diese Bestimmung ist freilich weitestgehend abgeschwacht, da der Sitzbe-
griff ohnehin der Parteienvereinbarung unterliegt und nicht an den Ort der Verfah-
renshandlung gebunden ist. Es ist sogar zulassig, samtliche Verfahrenshandlungen an 
einem anderen Ort als dem eigentlichen Sitz des Schiedsgerichts vorzunehmen, was 
besonders deutlich wird, wenn dies im Umlaufwege geschieht.") 

Der Stifter kann die Schiedsklausel auch mit einer Verwirkungsklausel verbin-
den. Das sind privatautonome Sanlctionen filr den Fall, dass seine Anordnungen von 

15) Vgl auch LES 1981, 174. 
16) LES 1982, 16. 
17) LES 2012, 122. 
18) OGH 2 Oh 276/50. 
19) Gasser, Das neue Schiedsverfahren in Liechtenstein und die Auswirkungen in der Stif-

tungspraxis, PSR 2012,33 (37). 
20) Gasser, Schiedsstandort Liechtenstein, in Reiss et al (Hrsg), Rechtsreform und Zu-

kunft des Finanzplatzes Liechtenstein (2013) 61(73 f). 
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einem Begunstigten bestritten werden. Ahnlich wie die Rechtslage in Osterreich, 
darf dadurch aber nicht em n vollstandiger Ausschluss vom Rechtsweg geschehen (sog 
pactum de non petendo), sondern ist in Analogie zu § 720 flABGB (entspricht § 720 
oABGB) em n Rechtsstreit tiber die Echtheit oder den Sinn der Stiftungserldarung so-
wie wohl auch zur Bekampfung verbotener oder sittenwidriger Anordnungen immer 
zulassig.21) Dadurch soil namlich dem Stifterwillen zum Durchbruch verholfen wer-
den. Augerhalb dieser Schranke sind'Verwirkungsklauseln (teil-)wirksam. Wesentli-
che Voraussetzung fiir die Wirksamkeit ist immer, dass der Bestreitende die Verwir-
kungsklausel kannte und somit wusste, auf was er sich einlasst.22) 

B. Reichweite von Schiedsklauseln 
Eine grundsatzliche Frage ist, inwieweit Begiinstigte iiberhaupt an eine Schieds-

klausel in Stiftungsstatuten gebunden sind. Die Errichtung einer Stiftung ist sowohl 
in Osterreich als auch in Liechtenstein em n einseitiges, nicht empfangs- oder annah-
mebediirftiges Rechtsgeschaft. Eine gultige Schiedsvereinbarung muss jedoch grund-
satzlich in einem von den Parteien unterzeichneten oder in einem zwischen ihnen 
gewechselten (auch elektronischen) Schriftstiick enthalten sein (§ 583 Abs 1 ZPO; 
§ 600 Abs 1 flZPO). 

Zwar regelt § 581 Abs 2 ZPO (§ 598 Abs 2 flZPO) ausdriicklich, dass die 
schiedsrechtlichen Bestimmungen auch auf statutarisch oder letztwillig angeordne-
te Schiedsgerichte sinngemaS anzuwenden seien, doch die erforderlichen Formvor-
schriften werden darin nicht geregelt. Fur Schiedsldauseln in Gesellschaftsstatuten 
wird daher verlangt, dass die Mitglieder einen den Formerfordemissen gentigenden 
Beitrittsakt setzen miissen, wodurch sie sich der Schiedsklausel automatisch un-
terwerfen. In der Regel wird dies bereits durch die fiir die Ubertragung der Gesell-
schaftsanteile erforderlichen Formvorschriften erfolgen. 

Beganstigte einer Stiftung sind aber nicht Mitglieder der Stiftung und unter-
zeichnen keine Annahmeerklarung. Auch eine Bindung durch Rechtsnachfolge, wie 
ihn em n Teil der Lehre ftir Schiedsklauseln in Gesellschaftsstatuten vorsieht, kann bei 
Begiinstigten mangels Rechtsvorgangers nicht angenommen werden. Begunstigte 
sind folglich auch nicht von vomherein Parteien der Schiedsklausel in der Stiftungs-
urkunde, da sie diese nicht wechselseitig mit dem Stifter unterzeichnet haben und 
auch sonst keinen den Formerfordernissen gentgenden Beitrittsakt gesetzt haben. 

Hier ist wohl em n Vergleich mit einem echten Vertrag zugunsten Dritter an-
gemessen. Auch der begtinstigte Dritte ist regelmagig nicht Partei des eigentlichen 
Vertrags. Aus schiedsrechtlicher Sicht gilt dann, dass eine Schiedsklausel in diesem 
Vertrag auch den Dritten bindet, denn eine Rechtseinraumung ist nicht in dem Sinn 
teilbar, dass der Dritte zwar die Begiinstigung durch den Vertrag verlangen, aber 
gleichzeitig die Bindung an die Schiedsklausel verweigern kann. Sch1ie8lich bestimmt 
die Schiedsklausel, wie das eingeraumte Recht geltend zu machen ist. In Liechtenstein 
hat die Rsp diese Untrennbarkeit von vorgesehener Zustandigkeit des Schiedsge- 

") Gasser, Liechtensteinisches Stiftungsrecht — Praxiskommentar (2013) Art 552 § 16 
Rz 32. 

") LES 2011, 184; vgl mit ahnlichem Ergebnis auch OGH 6 Ob 157/12z PSR 2012/49 
(Murko). 
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richts und Anspruch fur Stiftungen bereits ausdriiciclich anerkannt. Ein Begunstigter 
kann keine Begtinstigung behaupten und gleichzeitig die Wirkung der statutarischen 
Schiedsklausel verneinen. 

Ein Teil der Lehre geht nun davon aus, dass Begiinstigungsberechtigte (Begins-
tigte mit einem klagbaren Anspruch) automatisch an die Schiedsvereinbarung ge-
bunden sind, Ermessensbeganstigte hingegen nur insofern sie eine Unterwerfungs-
erklarung abgegeben haben."Y Die vorgenannten tTherlegungen zur Untrennbarkeit 
von Anspruch und des Verfahrens zu dessen Geltendmachung lassen aber auf das 
Gegenteil schlieBen. Auch der Ermessensbegiinstigte hat klagbare Anspriiche gegen 
die Stiftung. Zwar hat er keinen Leistungsanspruch auf Ausschiittungen, aber er hat 
jedenfalls Informations- und Auskunftsrechte, die nicht ausgeschlossen werden kön-
nen (§ 30 PSG; Art 552 § 9 PGR). Die Geltendmachung solcher Informations- und 
Auskunftsanspruche setzen automatisch seine Stellung als BegUnstigter der Stiftung 
voraus, womit wegen der Untrennbarkeit von Anspruch und des Verfahrens zu des-
sen Geltendmachung wiederum keine Unterwerfung unter die Schiedsldausel not-
wendig ist. 

Sohin sind Beginstigte auch ohne Tell der Schiedsvereinbarung zu sein, stets an 
em n in Stiftungsurkunden vorgesehenes Schiedsgericht gebunden. 

C. Schiedsfahigkeit von Stiftungsstreitigkeiten 
1. Allgemeines und anwendbares Recht 

Der Begriff der Schiedsfahigkeit wird unterteilt in die objektive und subjelctive 
Schiedsfahigkeit und wird in (Dsterreich und Liechtenstein ident geregelt. Unter ob-
jektiver Schiedsfahigkeit versteht man die Eigenschaft eines Anspruchs, Gegenstand 
eines Schiedsverfahrens sein zu konnen. Wenn em n Anspruch objektiv schiedsfahig 
ist, bedeutet das also, dass der Staat seine Gerichtsgewalt zugunsten der privatauto-
nomen Erledigung im Rahmen eines Schiedsgerichts freigegeben hat.24) 

Nach § 577 ZPO (bzw § 594 flZPO) sind die Bestimmungen zum Schiedsrecht 
immer dam anwendbar, wenn das Schiedsgericht seinen Sitz in osterreich (bzw 
Liechtenstein) hat. Die objektive Schiedsfahigkeit richtet sich also innerhalb dieses 
Anwendungsbereichs immer nach der lex fori des Schiedsgerichts und somit nach 
§ 582 ZPO ftir osterreichische Schiedsgerichte oder § 599 flZPO fiir liechtensteini-
sche Schiedsgerichte. Das gilt auch fiir die Oberpriffung der Schiedsfahigkeit eines 
inlandisch durchgefiihrten Aufhebungsverfahren, weshalb em n auslandischer Schieds-
spruch, der nach inlandischem Recht nicht schiedsfahig ist, nach § 611 Abs 2 Z 7 
ZPO (bzw 628 Abs 1 Z 7 flZPO) aufgehoben werden kann.") 

Subjektive Schiedsfahigkeit meint die Fahigkeit einer Partei, gtiltig und wirk-
sam eine Schiedsvereinbarung zu schlieBen und Partei in einem Schiedsverfahren zu 

") Stumpf, Schiedsgerichtsbarkeit in Stiftungen, SchiedsVZ 2009, 266 (268f) und ihm 
folgend Kodek in FS W. Jud 359ff; vgl hierzu auch Gasser/Nueber, Arbitration in Foundation 
and Trust Disputes in Liechtenstein, in Austrian Yearbook on International Arbitration 2018, 
25 (35). 

") Koller in Liebscher/Oberhammer/Rechberger, Rz 3/67; Fasching, Schiedsgericht 15; 
Aschauer/Gantenberg/Gabriel, Schiedsfahigkeit, in Torggler et al (Hrsg), Handbuch Schiedsge-
richtsbarkeit (2017) Rz 663f. 

25 ) Nueber, ZPO § 583 Rz 5; Zeiler, § 582 Rz 5. 
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sein.") Die subjektive Schiedsfahigkeit wird nicht explizit im Gesetz normiert, son-
dem findet sich bloE als moglicher Auftiebungsgrund. Demnach kann em n ergangener 
Schiedsspruch im Rahmen des § 611 Abs 2 Z 1 ZPO (bzw § 628 Abs 1 Z 1 flZPO) 
aufgehoben werden, wenn eine Partei nach dem Recht, das fur sie personlich maSge-
bend ist, zum Abschluss einer gtiltigen Schiedsvereinbartmg nicht fahig war. Bereits 
aus dem Wortlaut des Gesetzes ergibt sich somit, dass die subjektive Schiedsfahigkeit 
nach dem Personalstatut der (potenziellen) Schiedspartei zu beurteilen ist, also in 
(Dsterreich nach §§ 9 f IPRG.27) In Liechtenstein richtet sich das Personalstatut fur 
natilrliche Personen nach Art 10 flIPGR und ftir Verbandspersonen nach Art 232 
Personen- und Gesellschaftsrecht (PGR). 

Damit em n Schiedsgericht tiberhaupt iiber einen Anspruch absprechen darf, 
muss die Schiedsfahigkeit sowohl in objektiver als auch in subjektiver Hinsicht als 
eine der konstitutiven Grundvoraussetzungen fur em n Schiedsverfahren erftillt sein. 
Beide Elemente der Schiedsfahigkeit miissen vom Abschluss der Schiedsklausel bis 
zur Beendigung des Schiedsverfahrens gegeben sein. 

2. Objektive Schiedsfahigkeit von stiftungsrechtlichen Streitigkeiten 

Nach § 582 ZPO (entspricht § 599 flZPO) sind alle vermogensrechtlichen An-
sprüche, welche grds der ordentlichen Gerichtsbarkeit unterliegen, und all diejenigen 
nicht-vermogensrechtlichen Ansprüche schiedsfahig, tiber welche die Parteien einen 
Vergleich abschlieEen konnen. Seit dem SchiedsRAG 200629) richtet sich die Schieds-
fahigkeit in osterreich dem deutschen Vorbild des § 1030 dZPO folgend nicht mehr 
primar nach der Frage, ob die Parteien tiber den Anspruch einen Vergleich schlie-
Ben batten konnen, sondern eben nach der Vermogensrechtlichkeit des Anspruchs. 
Damit konnen die fruher oft schwierigen Abgrenzungsfragen umgangen werden. 
Die Vergleichsfahigkeit ist noch in den Bereichen relevant, wo die Vermogensrecht-
lichkeit des Anspruchs nicht vorliegt.29) Der liechtensteinische Gesetzgeber ist dieser 
Entwicklung 2010 gefolgt und hat die Schiedsfahigkeit in Liechtenstein dem § 582 
oZPO angepasst.") AuEerhalb der klaren Falle, in denen em n bezifferbarer Geldbe-
trag gefordert werden kann, richtet sich die Vermogensrechtlichkeit eines Anspruchs 
danach, ob er grundsatzlich vererblich oder verauEerbar ist39 oder ob er auf eine 
vermogenswerte Leistung gerichtet ist.") Davon sind nach Abs 2 aufjeden Fall — also 
selbst, wenn es sich urn vermogensrechtliche Ansprüche handelt — familienrechtliche, 
wohnrechtliche und em n paar andere gesetzlich genannten Anspruche ausgeschlos-
sen.") 

") Hausmaninger in Fasching/Konecny3  § 582 ZPO Rz 58. 
") Schifferl, Schiedsfahigkeit, in Czernich/Deixler-Hubner/Schauer (Hrsg), Handbuch 

Schiedsrecht (2018) Rz 7.4. 
") Schiedsrechts-Anderungsgesetz 2006, BGB1I 2006/7. 
") Oberhammer, Entwurf eines neuen Schiedsverfahrensrechts (2002) 40 f; vgl auch 

Er1RV 1158 B1gNR 22. GP 8. 
30) LGB12010/182; s BuA 2008/151, 26f. 
") RIS-Justiz RS0007110. 
") Oberhammer, Entwurf 40f, s auch Nueber, Schiedsverfahren, in Gass/Nueber, Kon- 

fliktlosung in Privatstiftungen (2019) Rz 352. 
33) Schifferl in Czernich/Deixler-Habner/Schauer, Schiedsrecht Rz 7.44f. 
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Stiftungsrechtliche Anspriiche sind in der Regel vermogensrechtlicher Natur 
und daher objektiv schiedsfahig, und zwar sowohl betreffend der Osterreichischen 
Privatstiftung als auch der liechtensteinischen Stiftung. Das umfasst Streitigkeiten 
iiber Ausschattungen an Begiinstigte, Ausiibung von Gestaltungs- und Mitwirkungs-
rechten und Begehren iiber die Feststellung der Unwirksamkeit von Beschliissen des 
Stiftungsrats.") 

a) Leistungsanspriiche 
Die Privatstiftung ist eine verselbststandigte Vermagensmasse, deren Zweck es 

ist, Zuwendungen an Beginistigte auszurichten, wobei unter Zuwendungen jedwede 
geldwerte Leistung (Geld- oder Sachleistung) zu verstehen ist.") Streitigkeiten fiber 
Leistungsansprache der Privatstiftung gegenilber dem Begiinstigten und die Begins-
tigungsstellung an sich sind somit objektiv schiedsfahig.") Wird den Begiinstigten in 
der Stiftungsurkunde bspw em n ldagbares Recht auf einen Tell des Stiftungsvermogens 
oder em n ziffemmaBig genannter Betrag zuerkannt,37) liegt die Schiedsfahigkeit ohne-
hin auf der Hand.") 

Begiinstigte, deren Beganstigung im Ermessen des Stiftungsrats stehen") kön-
nen freilich gerade keine Leistung einklagen, was aber nicht an mangelnder objektiver 
Schiedsfahigkeit einer solchen Klage, sondern daran liegt, dass ihnen bereits em n ma-
terieller Anspruch dazu fehlt. Da das Begehren selbst auf eine vermogensrechtliche 
Leistung abzielt, muss em n Schiedsgericht em n entsprechendes Verfahren durchfilh-
ren und das Leistungsbegehren abweisen. Hingegen sind Feststellungsbegehren da-
rilber, oh em n klagbarer Anspruch vorliegt (Begiinstigungsberechtigung) oder oh die 
Begiinstigung im Ermessen des Stiftungsrats liegt (Ermessensbeganstigung) schieds-
fahig, well die Beganstigungsberechtigung einen klagbaren Anspruch auf eine geld-
werte Leistung beinhaltet und the Frage, oh eine solche BegUnstigungsberechtigung 
vorliegt oder nicht somit vermogensrechtlicher Natur ist. 

b) Beschlussanfechtung 
In der Praxis stellt sich oft die Frage, oh Begtinstigte Beschliisse von Stiftungs-

organen im Rahmen der statutarischen Schiedsldausel oder vor den ordentlichen 
Gerichten geltend machen miissen. In Frage kommen bspw die Anfechtung eines 
Beschlusses des Familienbeirats -fiber die Bestellung und Abberufung des Stiftungs-
vorstandes oder bspw an die Anfechtung eines Anderungsbeschlusses des Stifters 
oder des Stiftungsvorstands. Dariiber hinaus sind auch Streitigkeiten zwischen Or-
ganmitgliedern denkbar.40) 

34 ) Kodek in FS W. Jud 358 if. 
") Arnold, Privatstiftungsgesete (2013) § 5 Rz 11. 
36) M. Walser, Schiedsfahigkeit im liechtensteinischen Recht (2018) 241; Nueber in Gass/ 

Nueber, Konflikflosung Rz 360. 
") Vgl Arnold, PSG3  § 5 Rz 12; in Liechtenstein sog Begtinstigungsberechtigte iSd Art 552 

§6 PGR. 
") Nueber in Gass/Nueber, Konfliktlosung Rz 359f. 
39) In Liechtenstein sog Ermessensbegtinstigte iSd Art 552 § 7 PGR. 
40) Muller, Schiedsfahigkeit stiftungsrechtlicher Konflikte — Durchsetzung von Begans-

tigtenrechten im osterreichischen Privatstiftungsrecht, in &hum Wandel im materiellen Stif- 
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Bei der Frage nach der Schiedsfahigkeit solcher Anspriiche kommt es auf die 
vermOgensrechtliche Natur dieser Ansprüche an, was nach hL bei Beschlussmangel- 
streitigkeiten immer anzunehmen 	Far Beschlussmangelstreitigkeiten inner- 
halb einer GmbH hat der OGH bereits seit langem erkannt, dass solche grds objektiv 
schiedsfahig sind.42) Das wurde insb damit begriindet, well dariiber zwischen den 
Gesellschaftern auch em n neuer Beschluss gefasst werden konnte, was insofern einem 
Vergleich ahnelt, womit die objektive Schiedsfahigkeit gegeben ist.43) Das hat frillier 
dazu gefiihrt, dass diese Rsp nicht ohne weiteres auf stiftungsrechtliche Beschliisse 
iibertragen werden konnte, weil die Stiftungsbeteiligten (Begtinstigte, weitere Orga-
ne usw) idR nicht an der BeschIussfassung beteiligt waren und somit auch em ver-
gleichsahnlicher Neubeschluss auch nicht zwischen den Parteien stattgefunden hate. 
Nachdem sich nunmehr aber die objektive Schiedsfahigkeit in erster Linie aus der 
Vermogensrechtlichkeit ergibt und diese fur Beschlussmangelstreitigkeiten unbe-
strittenerweise gegeben ist, sind solche Uberlegungen hinfallig.44) Das trifft jedenfalls 
auf die Anfechtung von Beschhissen durch Begiinstigte zu, weil die Stiftung ihnen 
vermogensrechtlichen Zuwendungen zuteil kommen lassen soil und daher em n Stif-
tungsratsbeschluss immer dieses zweckgewidmete Vermogen betrifft. 

Fraglich erscheint, ob auch eine Beschlussmangelstreitigkeit zwischen zwei Stif-
tungsorganen objektiv schiedsfahig ist. Der OGH hat sich dazu bisher noch nicht 
geaugert und sich bisher bloE mit der Bindungswirkung bzw Reichweite der zu-
grundeliegenden Schiedsklausel befasst.45) Wenn wieder der Vergleich mit Vertragen 
zugunsten Dritter herangezogen wird, muss aber festgestellt werden, dass sich die 
Vermogensrechtlichkeit eines Anspruchs nicht auf eine der Parteien beziehen muss. 
Die Voraussetzungen sind blog, dass der Anspruch grundsatzlich vermogensrecht-
lich sein muss, weshalb das oben zur Vermogensrechtlichkeit von Beschlussmangel-
streitigkeiten auch in Streitigkeiten zwischen zwei Organen gelten muss. Die objek-
tive Schiedsfahigkeit ist sohin auch bei Streitigkeiten zwischen zwei Organen bereits 
deshalb gegeben, well der Beschluss auf em n zweckgerichtetes Vermagen, namlich die 
Stiftung, gerichtet ist. Besonders einleuchtend ist das, wenn man sich bspw einen 
Aufsichtsrat oder Protektor vorstellt, der berufen ist, die Einhaltung des Stiftungs-
zwecks zu iiberwachen. Bei Vorliegen einer statutarischen Schiedsklausel kann auch 
er einen Stiftungsratsbeschluss im Rahmen eines Schiedsverfahrens bekampfen, well 
die Vermogensrechtlichkeit hinsichtlich des Stiftungsvermogens gegeben ist. 

Davon muss streng die Bindungswirkung der Schiedsklausel getrennt wer-
den. Es handelt sich um zwei verschiedene Fragen, ob em Anspruch grds vor einem 
Schiedsgericht durchgesetzt werden kann und ob alle am Verfahren zu beteiligen-
den Personen an die Schiedsvereinbarung gebunden sind. Gerade bei der Frage, ob 

tungsrecht und grenziiberschreitende Rechtsdurchsetzung durch Schiedsgerichte (2013) 211f; 
Nueber in Gass/Nueber, Konfliktlosung Rz 361 mwN. 

41) Reiner, GesRZ 2007, 151, 152; Hausmaninger in Fasching/Konecny' § 582 ZPO 
Rz 46/2; Trenker/Demetz, Schiedsfahigkeit von Beschlussmangelstreitigkeiten in der GmbH, 
wbl 2013, 1(8). 

42) RIS-Justiz RS0045318. 
") OGH 6 Ob 42/12p RdW 2012/487; zur Vergleichsfahigkeit OGH 7 Ob 103/10p 

ecolex 2011/59. 
44) Trenker/Demetz, wbl 2013, 1(8); Reiner, GesRZ 2007, 151 (152). 
45) Nueber in Gass/Nueber, Konflilctlosung Rz 368. 
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em n zusatzliches Organ (§ 14 Abs 2 PSG; Art 552 § 28 PGR) tiberhaupt aktiv- oder 
passivlegitimiert ist, dh ob sie von der statutarischen Schiedsvereinbarung umfasst 
sind. Das entscheidet der Stifter insofern, als er die Schiedsklausel weiter oder enger 
fasst.46) Begtinstigte sind bereits lcraft ihres Rechtsanspruchs an die vorgeschriebene 
Art und Weise der Geltendmachung gebunden.47) 

C) Informations- und Auskunftsanspriiche 
In Osterreich kommt Begtinstigten nach § 30 PSG em n unabdingbares Informa-

tions- und Auskunftsrecht zu, das im Klagsweg geltend gemacht werden kann.") In 
diesem Zusammenhang wurde vorgebracht, dass em n solcher Anspruch weder ver-
mogensrechtlich sei, noch einem Vergleich often stiinde. Somit sei die Schiedsfahig-
keit nicht gegeben.49) UE ist em n Informations- und Auskunftsanspruch zwar an sich 
kein vermOgensrechtlicher Anspruch, weil ihm kein Geld- oder Sachwert zukommt, 
allerdings dient ein Informations- oder Auskunftsanspruch moglicher vermogens-
rechtlicher Anspriiche. Es soil dem Begiinstigten namlich letzten Endes die wirk-
same Kontrolle iiber die Stiftungsverwaltung und etwaiger Pflichtverletzungen des 
Stiftungsvorstandes ermOglichen.59 Es handelt sich sohin jedenfalls urn einen Ne-
benanspruch, der akzessorisch mit einem etwaigen Leistungsanspruch gegentiber der 
Stiftung zusammenhangt und damit schiedsfahig ist.") 

In Liechtenstein ist die Rechtslage eindeutiger. Der FL UGH erkennt solche An-
sprtiche in stRsp ausdriicldich als vergleichs- und damit schiedsfahig an.") Sehen die 
Statuten eine Schiedsldausel vor, kann der Begtinstigte sohin nur im Rahmen eines 
Schiedsverfahrens sein Auskunftsrecht durchsetzen.53) 

d) Schadenersatzverfahren 
Schadenersatzansprtiche konnen entweder dem Begunstigten gegentiber der 

Stiftung, der Stiftung gegentiber ihren Organen oder Dritten gegentiber den Stif-
tungsorganen zustehen. Schadenersatzansprtiche sind tmstrittigerweise vermagens-
rechtliche Anspriiche, well sie auf einen entstandenen Vermagensschaden abzielen. 
Somit sind sie objektiv schiedsfahig.54) 

Die Geltendmachung von Schadenersatzansprilchen in einem Schiedsverfah-
ren wird aber regelmagig Probleme mit der Bindungswirkung aufwerfen. Die hA 
geht davon aus, dass Schadenersatzansprtiche nicht von der Bindungswirkung der 

") Nueber in Gass/Nueber, Konfliktlosung Rz 306; vgl auch Stumpf, SchiedsVZ 2009, 266 
(267). 

47) Dazu s II.B. 
48) Arnold, PSG3  § 30 Rz 2 c. 
") Arnold, PSG3  § 40 Rz 4. 
") Er1RV 1132 BlgNR 28. GP 31; vgl ausfUhrlich Klampfl, Die Interessen des Begiinstig- 

ten als „Torwachter" in der Privatstiftung, GesRZ 2015, 105 if. 
") Nueber, Schiedsfahigkeit stiftungsrechtlicher Streitigkeiten — Zugleich eine Bespre- 

chung von FL OGH 05 HG.2011.28, PSR 2012, 10 (12). 
52) LES 2013, 68, bestatig-t durch StGH 2012/094, Erw 2.2; LES 2016, 66/1. Vgl auch 

Gasser, Stiftungsrecht (2013) Art 552 § 9 Rz 9; M. Walser, Schiedsfahigkeit 242 f. 
") Gasser, Stiftungsrecht Art 552 § 9 Rz 9. 
") Fur Liechtenstein LES 2012, 122, dazu auch M. Walser, Schiedsfahigkeit 251; Fiir 

Osterreich, Kodek in FS W. Jud 364; Nueber in Gass/Nueber, Konflilctlosung Rz 372. 
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Schiedsklausel umfasst sind und dass daher stets eine Unterwerfungserklarung der 
betroffenen Parteien notwendig sei.") 

UE sind sowohl Begiinstigte als auch Organe regelmafkg an die Schiedsanord-
flung gebunden. Oben wurde zur Bindung von Begtinstigten an die statutarische 
Schiedsklausel ausgefiihrt, dass der Anspruch und die von den Statuten vorausge-
setzte Art und Weise der Geltendmachung per Schiedsgericht automatisch zu einer 
Bindung der Begtinstigten fiihrt, well sie nicht gleichzeitig den statutarischen An-
spruch und die Unwirksamkeit eines Tells der Statuten behaupten kOnnen. Diese 
Uberlegungen sind auf die Geltendmachung von Schadenersatzansprtichen nicht 
iibertragbar. Ein Schadenersatzanspruch rtihrt namlich regehnagig aus deliktischem 
Verhalten her, was eine rechtsgeschaftliche Verbindung bereits konzeptionell aus-
schlidt. Begtinstigte, die einen Schadenersatz geltend machen wollen, behaupten 
nicht gleichzeitig einen statutarischen Anspruch und die UnwirksamIceit der Schieds-
klausel, weshalb kein widerspriichliches Verhalten vorliegt und man auch nicht ohne 
weiteres darin eine Unterwerfung unter die Schiedsklausel erkennen kann. Sie sind 
sohin nicht an die statutarische Schiedsklausel gebunden. Sie konnen diesen vor or-
dentlichen Gerichten einklagen oder, wenn sie ihren Anspruch dennoch im Rahmen 
eines Schiedsverfahrens belegen wollen, eine gesonderte Unterwerfungserldarung ab-
geben.") Etwas anderes muss gelten, wenn Beglinstigte einen Schadenersatzanspruch 
auf die Statuten begrtinden, dh ob der behauptete Anspruch nicht ohne die Anerken-
nung der Statuten moglich ist. Das wird regelmaikg der Fall sein.") 

Eindeutiger ist die Situation bei Schadenersatzanspriichen der Stiftung gegen 
ihre Organe. Organe stehen in einer statutarischen Beziehung zur Stiftung und sind 
sohin bereits kraft der Annahme ihres Amtes an die Statuten der Stiftung gebun-
den.") Ein entsprechender Anspruch auf Schadenersatz ist sohin auf eine Haftung 
far die Tatigkeit als Organ gerichtet und kann daher vom normativen Gehalt der 
Statuten nicht getrennt werden. Die Griinde, welche bei Begtinstigten zur Untrenn-
barkeit von statutarischem Anspruch und statutarischer Streitbeilegungsmethode 
gefahrt haben, gelten mutatis mutandis auch far haftungsrechtliche Ansprtiche gegen 
die Organe. Schadenersatzansprtiche gegen Organe konnen daher von der Stiftung in 
einem Schiedsverfahren geltend gemacht werden.") In einem Verfahren in Liechten-
stein wurde interessanterweise eine mogliche fehlende Bindungswirkung der Organe 
iiberhaupt gar nicht thematisiert. 

Jedenfalls ungebunden sind (unbeteiligte) Dritte, well es sich ansonsten urn ei-
nen (unzulassigen) Vertrag zulasten Dritter handeln warde.60) Sie mussen sich ohne 
Unterwerfungserklarung niemals einem Schiedsverfahren aussetzen. 

") Koller in Liebscher/Oberhamrner/Rechberger, Rz 3/358; Hausmaninger in Fasching/ 
KonecnY § 582 ZPO Rz 46/2. 

") Gass/Nueber, Konffiktlosung Rz 373; Arnold, PSG' § 40 Rz 4. 
") Kodek, PSR 2013, 152 (159), der generell eine Bindung von Beg-Unstigten an die 

Schiedsklausel annimmt. 
") In Deutschland wurde die Bindung an die Schiedsklausel far Organe von Kapitalge-

sellschaften schon kraft ihrer Organstellung angenommen, vgl Umbeck, Managerhaftung als 
Gegenstand schiedsgerichtlicher Verfahren, SchiedsVZ 2009, 145 f mwN. 

") Gass/Nueber, KonfliktlOsung Rz 375; aA Hausmaninger in Fasching/Konecny § 582 
ZPO Rz 46/2; Kodek, PSR 2013, 152, 159. 

") Hausmaninger in Fasching/Konecny § 582 ZPO Rz 46/2. 
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el Aufsichtsrechtliche Verfahren 
Stiftungsbeteiligte konnen auf Antrag im AuBerstreitverfahren die Abberufung 

eines Mitglieds eines Stiftungsorgans beantragen (§ 27 Abs 2 PSG). Vergleichbares 
gilt auch in Liechtenstein (Art 552 § 35 PGR). Ob solche Ansprtiche schiedsfahig 
sind oder nicht richtet sich primal* nicht nach rechtspolitischen Oberlegungen, son-
dern einzig nach der VermOsensrechtlichkeit. Dazu gibt es in Osterreich noch kei-
ne Judikatur. Da aber die VermOgensrechtlichkeit weit auszulegen ist und es bei der 
Tatigkeit von Stiftungsvorstanden idR auch urn eine mit Geld honorierte Tatigkeit 
handelt, richtet sich der Anspruch jedenfalls auf einen Vermagenswert, namlich das 
StiftungsvermOgen. Aus diesem Grund ist davon auszugehen, dass es sich auch bei 
der (aufsichtsrechtlichen) Abberufung von Stiftungsvorstanden urn vermOgensrecht-
liche und somit objektiv schiedsfahige Ansprtiche handelt.61) 

Erst in einem zweiten Schritt ist zu priifen, ob em n Schiedsgericht solche auf-
sichtsrechtliche Oberwachungsaufgaben auch aus rechtspolitischen Grtinden fiber-
nehmen kann. Im Hinblick darauf, dass eine Abberufung von Organen in Kapitalge-
sellschaften bereits unstrittigerweise einem Schiedsgericht iibertragen werden kann, 
wurde vorgebracht, dass far Privatstiftungen nichts anderes gelten kunne.62) Dieser 
Vergleich ist zwar naheliegend, aber es darf nicht die besondere Struktur einer Pri-
vatstiftung vergessen werden. Gerade weil es sich bei ihr urn em n zweckgewidmetes, 
eigentiimerloses Vermogen handelt, hat sich der Staat nach der herrschenden Oster-
reichischen Meinung das Rechtsschutzmonopol in Angelegenheiten gem § 27 Abs 2 
PSG vorbehalten. 

In Liechtenstein richtet sich die Abberufung von Stiftungsraten hingegen pri-
mar nach der Stiftungsurkunde. Darin mtissen nach Art 552 § 16 Abs 2 Z 7 PGR auch 
Regelungen tiber die Abberufung des Stiftungsrates enthalten sein63) und kann die 
Abberufungskompetenz auch auf em n Schiedsgericht iibertragen werden.64) 1st dafiir 
die Anrufung eines Schiedsgerichts vorgesehen, hat der FL OGH erkannt, dass sich 
Begiinstigte trotz Vorliegen dieser Schiedsanordnung auch an das Aufsichtsgericht 
wenden konnen, urn die Abberufung eines Stiftungsrats zu beantragen. Die subsidia-
re (sic!) Zustandigkeit des Aufsichtsgerichts sei zwingend und kOnne nicht durch eine 
statutarische Schiedsklausel ausgeschlossen werden.65) Dieser Wortlaut lasst darauf 
schlie13en, dass der FL OGH Schiedsgerichte, die Ober aufsichtsrechtliche Ansprtiche 
entscheiden, nicht per se far unzulassig halt, sondern nur die subsidiare, nicht ab-
dingbare ordentliche Gerichtsbarkeit betonen wollte. Man kiinnte in dieser Hinsicht 
auch von einer Notkompetenz des Aufsichtsgerichts sprechen, dass zwingend und 
wenigstens parallel zustandig ist.66) Die Schiedsanordnung ftihrt sohin nicht zur Un-
zulassigkeit des Rechtsweges. 

Aufgrund der Tatsache, dass Osterreich sein Privatstiftungsgesetz aus Liechten-
stein rezipiert hat, dieses von Liechtenstein wieder im Rahmen der Stiftungsrechts- 

61) Nueber, GesRZ 2012, 339 (341). 
62) Koller in Liebscher/Oberhammer/Rechberger, Rz 3/357. 
63) Jakob, Die liechtensteinische Stiftung (2013) Rz 283 f. 
") Schumacher, Das neue Schiedsverfahren, LJZ 2011, 105 (108) unter Berufung auf BuA 

2010/53, 13. 
65) FL OGH 05 HG.2011.28 PSR 2012, 144, bestatigt durch StGH 2011/181. 
66) Siehe auch LES 2010, 311. 
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reform riickrezipiert worden ist und wegen der engen Verbindung von Osterrei-
chischem und liechtensteinischem Schiedsrecht, besitzt dieser Zugang uE auch fiir 
osterreich Geltung. Die Abberufung kann durch ein Schiedsgericht erfolgen, wenn-
gleich damit die Zustandigkeit des Aufsichtsgerichts nicht prorogiert werden kann. 

Die Rsp der liechtensteinischen Gerichte, wonach bei Aufsichtsverfahren das of-
fentliche Interesse die Aufsicht durch.ordentliche Gerichte erfordere, ist im Hinblick 
auf die sehr liberalen Gestaltungsmoglichkeiten des liechtensteinischen Schiedsrechts 
doch merkwiirdig. Schliefflich kann die Abberufung von Stiftungsraten oder anderen 
Organen de facto noch viel leichter bewerkstelligt werden, ohne dass das Gericht damit 
iiberhaupt befasst werden musste. Dem Stifter steht es namlich frei, nach Art 552 § 28 
Abs 1 PGR einem weiteren Organ (bspw einem Protektor) weitreichende Weisungs-
und Abberufungsrechte einzuraumen, ja sogar dieses Organ als ,Schiedsrichter` zu 
benennen und ein eigenes Abberufungsverfahren festzulegen.67) Dieser ,Schiedsrich-
ter' kann — wenn die Statuten das vorsehen — die Abberufung auch ganz autokratisch 
bestimmen. Dabei handelt es sich freilich nicht um em Schiedsverfahren und um kei-
nen Schiedsrichter iSd §§ 594ff ZPO, sondern urn em weiteres Organ.") Es ist aber 
unverstandlich, warum em Stifter, der aus DislcretionsgrUnden oA den ordentfichen 
Rechtsweg far das Abberufungsverfahren durch die Anordnung eines Schiedsverfah-
rens (mit garantierten Parteirechten und vollumfanglichem Rechtsschutz) ausschlie-
Een will, damit nicht durchdringt, wahrend eine gleichsam statutarische Bestimmung 
eines ,Schiedsrichter-Protektors` unstrittigerweise zulassig ist. 

Nach § 599 Abs 3 flZPO (den es in der osterreichischen Rezeptionsvorlage nicht 
gibt) kann die Zustandigkeit des Landgerichts fur die Verfahren nicht ausgeschlossen 
werden, in denen es aufgrund einer zwingenden gesetzlichen Vorschrift oder auf An-
trag des Amtes fur Justiz bzw der Staatsanwaltschaft ein Abberufungsverfahren ein-
leiten muss. Daraus schlieEt Motal, dass ein Tatigwerden auf Antrag eines Beteiligten 
nicht im Rahmen der offentlichen Aufsicht stattfindet und daher die gerichtliche Zu-
standigkeit durch die statutarische Anordnung eines Schiedsgerichts ausgeschlossen 
werden kann. Sohin sei nur ein Tatigwerden von Amts wegen zwingend vorgeschrie-
ben und age dartiber hinaus bei Vorliegen einer giiltigen Schiedsanordnung keine 
subsidiare Zustandigkeit von Gerichten mehr vor.") 

f) Registerverfahren 
Noch eingeschrankter ist die Schiedsfahigkeit in Firmen-, Handelsregister- und 

Grundbuchseintragungsverfahren, also in Rechtsfuhrsorgematerien.") In diesen 
Verfahren kommt dem Gericht regelmaSig eine dem offentlichen Interesse dienen-
de Kontrollbefugnis zu, die einer schiedsgerichtlichen Erledigung entgegensteht. Die 
Parteien konnen daher iiber solche Verfahren nicht disponieren, denn ein Schiedsge-
richt miisste hier eine Entscheidung fallen, die staatliche Autoritat erfordert.") 

67 ) Wolff, Abberufungsverfahren vor dem Schiedsgericht, in Schurr, Wandel im Stif-
tungsrecht und grenztiberschreitende Rechtsdurchsetzung durch Schiedsgerichte (2013) 181. 

") M. Walser, Schiedsfahigkeit 256. 
69) M. Walser, Schiedsfahigkeit 256 f. 
70) Koller in Liebscher/Oberhammer/Rechberger, Rz 3/124. 
") Kodek in FS W. Jud 369 ff; Kodek, PSR 2013, 159 ff; OGH 1 Oh 22/03x. 
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Daraus lasst sich aber im Umkehrschluss schlieBen, dass die objektive Schieds-
fahigkeit immer dann gegeben ist, wenn das offentliche Interesse bzw die Kontroll-
befugnis nicht gegeben ist. Das ist insb dann der Fall, well es sich urn bloBe Pri-
vatverhaltnisse handelt. So wurde bspw erkannt, dass der Anspruch der Gesellschaft 
gegen-Ober dem Geschaftsfiihrer, eine Firmenbucheingabe zu unterfertigen, objektiv 
schiedsfahig ist, weil es sich hierbei urn eine zivilrechtliche Anmeldepflicht des Ge-
schaftsftihrers handelt. Ein Schiedsgericht kann aber nicht dartiber entscheiden, ob 
eine Tatsache dem Firmenbuch anzumelden ist oder nicht, da diese Anmeldever-
pffichtung nach § 24 FBG strafbewehrt ist und daher nur em n Gericht mit staatlicher 
Autoritat darilber absprechen kann 72) 

Dariiber hinaus folgt aber aus der objektiven Schiedsfahigkeit von gesellschafts-
rechtlichen Streitigkeiten, dass das Firmenbuchgericht in Osterreich bzw das Han-
delsregister in Liechtenstein an Entscheidungen des Schiedsgerichts iS eines Vor-
fragenprajudizes gebunden sind. Die Bindungswirkung von schiedsgerichtlichen 
Entscheidungen entfaltet in dieser Hinsicht die genau gleiche Bindungswirkung wie 
auch em n Urteil eines ordentlichen Gerichts sie hatte.73) Hat bspw das Schiedsgericht 
rechtslcraftig tiber den Ausschluss eines Gesellschafters oder die Abberufung eines 
Organs entschieden, ist das Firmenbuchgericht bzw das Handelsregister bei der Ein-
tragung in das Firmenbuch bzw Handelsregister daran gebunden. Das folgt daraus, 
dass die Entscheidung des Schiedsgerichts zwischen den Parteien wie em n rechtskraf-
tiges gerichtliches Urteil wirkt.74) 

g) Sonstige Verfahren 
Neben den ausftihrlich behandelten Anspriichen, konnen sich in einer Privat-

stiftung noch weitere Streitigkeiten entwickeln, zB ist es vorstellbar, dass em n Mit-
stifter auf die Geltendmachung von Gestaltungsrechten oder auf die (erforderliche) 
Mitwirkung bei der Vornahme von Gestaltungsrechten Idagt.75) Diese Klagen betref-
fen regelmaBig Treuepffichten unter Mitstiftern. Da auch diese Mitwirkungspflichten 
irn Ergebnis auf das Stiftungsvermagen gerichtet sind, sind sie vermogensrechtlicher 
Natur und damit objektiv schiedsfahig.") Das gilt sowohl in Osterreich als auch in 
Liechtenstein. 

3. Subjektive Schiedsfahigkeit der Stiftung 
Unter subjektiver Schiedsfahigkeit versteht man die Fahigkeit einer Person, eine 

Schiedsvereinbarung abzuschlieBen und sich damit gtiltig und wirksam einem (zu-
kiinffigen) Schiedsverfahren zu unterwerfen.77) Besitzt eine Person keine subjektive 
Schiedsfahigkeit, liegt keine giiltige Schiedsvereinbarung vor und kann em n etwaig er- 

72) OGH 1 Ob 22/03x RdW 2003,507. 
73) Koller in Liebscher/Oberhammer/Rechberger, Rz 3/124 und 3/357. 
74) Nueber/Konzett, Schiedsfahigkeit, in Nueber (Hrsg), Handbuch Schiedsrecht (im Er-

scheinen) Rz 35. 
") Arnold, PSG' § 40 Rz 7. 
76) Nueber in Gass/Nueber, Konflilcdosung Rz 376. 
77) Siehe dazu bereits MC. 
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gangener Schiedsspruch aufgehoben werden (5 611 Abs 2 Z 1 ZPO bzw § 628 Abs 2 
Z 1 flZPO).") 

Da der Abschluss einer Schiedsvereinbarung eine Prozesshandlung ist, kniipft 
die subjektive Schiedsfahigkeit an die Partei- und Prozessfahigkeit einer Person nach 
§§ 1 und 2 ZPO an.") Eine Privatstiftung genie& genauso wie eine liechtensteinische 
Stiftung Rechtspersonlichkeit (51  Abs 1 PSG bzw Art 552 51 Abs 1 PGR) und ist 
somit subjektiv schiedsfahig. 

D. Stiftung als Konsumentin 
Bisher wurden die objektive und die subjektive Schiedsfahigkeit im Hinblick 

auf tisterreichische Privatstiftungen und liechtensteinische Stiftungen erlautert und 
abgegrenzt. Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob auch die Besonderheiten des 
Konsumentenschutzes beachtet werden miissen oder nicht, denn bei den besonde-
ren Vorschriften fiir Konsumenten handelt es sich nicht urn eine Einschrankung der 
Schiedsfahigkeit, sondem urn sonstige Wirksamkeitsvoraussetzungen der Schieds-
vereinbarung.") Grundsatzlich hat namlich sowohl der tisterreichische als auch der 
liechtensteinische Gesetzgeber die Moglichkeit eines Schiedsverfahrens auch far 
Konsumenten geoffnet, doch haben sie gerade wegen der hohen Anforderungen an 
eine Schiedsvereinbarung mit einem Konsumenten praktisch iiberhaupt keine Be-
deutung.") 

1. Konsumentenschutz im Schiedsverfahren 
Seit dem ZivRAG 20049 sind in Osterreich Schiedsvereinbarungen mit Ver-

brauchem nur noch dann wirksam vereinbart, wenn sie im einzelnen ausverhan-
delt worden sind, wobei den Unternehmer dazu die Beweislast trifft (§ 6 Abs 2 Z 7 
KSchG). Damit verfolgte der Gesetzgeber das Ziel, dass die absolute Freiwilligkeit bei 
der Unterwerfung unter die Schiedsklausel sichergestellt ist.") 

Auch das osterreichische Schiedsrecht selbst sieht Schutzbestimmungen far 
Konsumenten vor (5 617 ZPO). Demnach konnen Schiedsvereinbarungen mit Ver-
brauchern nur fiir bereits entstandene Streitigkeiten wirksam vereinbart werden und 
die erforderlichen Formvorschriften sind ggii der sonst erforderlichen blogen wech-
selseitigen Schriftlichkeit erhoht. Dariiber hinaus muss em Verbraucher gesondert 
tiber die Unterschiede zwischen dem ordentlichen Gerichtsverfahren und einem 
Schiedsverfahren aufgeldart werden, widrigenfalls die Schiedsldausel den Konsu-
menten nicht bindet, und das Schiedsgericht muss seinen Sitz und den Tagungsort 
gewissen geographischen Erfordernissen anpassen.") 

") Aschauer/Gantenberg/Gabriel in Torggler et al, Rz 736. 
79) Nueber, ZPO 5  582 Rz 21. 
80) OGH 6 Ob 43/13m Zak 2014/148 (Erw 7.6.); vgl schon Ohlberger, Zur (Nicht-)An-

wendung schiedsrechtlicher Verbraucherschutznormen in auslandischen Schiedsverfahren, 
OJZ 2010, 188 (189). 

") Reiner, GesRZ 2007, 151 (168), der davon spricht, dass die Schiedsgerichtsbarkeit in 
diesen Bereichen praktisch tot ist. 

") Zivilrechts-Anderungsgesetz 2004, BGB1 I 2003/91. 
") Er1RV 173 BlgNR 22. GP 21. 
") Nueber, GesRZ 2012, 339 (339). 
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Der liechtensteinische Gesetzgeber hat hingegen einen anderen Zugang gewahlt. 
Schiedsvereinbarungen zwischen einem Untemehmer und einer natiirlichen Person 
(nicht einem Konsumenten!) konnen zwar nur wirksam fur bereits entstandene 
Streitigkeiten geschlossen werden, doch gilt diese Einschrankung nicht fur Schieds-
vereinbarungen, wenn die natiirliche Person selbst Untemehmer ist oder sich die 
Schiedsvereinbarung in einem eigenstandigen Dokument befindet, ausschlieglich das 
Schiedsverfahren betrifft uhd die natiirliche Person von einem Rechtsanwalt beraten 
wurde (§ 634 Abs 1 flZPO). Wenn es sich urn statutarische Schiedsklauseln handelt, 
sind diese auch unabhangig etwaiger beteiligter Verbraucher verbindlich (Abs 2 leg 
cit). Eine zu § 6 Abs 2 Z 7 iiKSchG vergleichbare Bestimmung findet sich zwar im 
liechtensteinischen Art 8 KSchG nicht, doch ist em n weit dariiber hinausgehender 
Schutz bereits durch § 634 Abs 1 flZPO garantiert. 

In diesem Zusammenhang ist aber wichtig, dass diese konsumentenschutz-
rechtliche Einschrankung nur fur Schiedsverfahren gilt, deren Sitz in osterreich (vgl 
§ 577 Abs 1 und 2 ZPO) bzw Liechtenstein (vgl § 594 Abs 1 und 2 fIZPO) liegt. Befin-
det sich der Sitz des Schiedsgerichts woanders, sind die § 617 OZPO und § 634 flZPO 
unanwendbar.85) 

2. osterreichische Privatstiftung als Konsumentin 
Gleich zu Beginn des PSG normiert § 1 Abs 2 Z 1 PSG, dass eine Privatstiftung 

keine gewerbsmagige Tatigkeit austiben darf, die iiber deine bloge Nebentatigkeit 
hinausgeht, wobei bier auf die handelsrechtliche Definition unternehmerischer Ta-
tigkeit abzustellen ist.86) Darunter ist jede auf Dauer angelegte Organisation selbst-
standiger wirtschaftlicher Tatigkeit, mag sie auch nicht auf Gewinn gerichtet sein, zu 
verstehen (vgl § 1 Abs 1 UGB). Gleichzeitig ist die Privatstiftung auch keine Unter-
nehmerin kraft Rechtsform (§ 2 UGB), was nahelegen wurde, dass es sich bei ihr um 
eine Konsumentin handeln konnten. Letztlich kommt es auf den Umfang der Tatig-
keit der Privatstiftung an, weshalb in manchen Fallen eine erhebliche Einschrankung 
der Schiedsgerichtsbarkeit vorliegen kann. 

Fur Kapitalgesellschaften wurde von der Lehre einhellig vertreten, dass § 617 
ZPO teleologisch reduziert werden sollte.87) Das wurde zT damit begriindet, dass das 
Schiedsrecht auf statutarische Schiedsklauseln ,sinngemag` anzuwenden ist (§ 581 
Abs 2 ZPO). Wiirde bspw die Verbraucherschutzvorschrift, wonach eine Schieds-
klausel in einem eigenstandigen, ausschlieglich das Schiedsverfahren regelnden Do-
kument abzuschliegen ist, auch far Gesellschaftsstatuten gelten, waren statutarische 
Schiedsanordnungen von vornherein nicht moglich.") Andere haben die teleologi-
sche Reduktion damit begriindet, dass das KSchG nicht einen Gesellschafter schiitzen 
mOchte, sondern eine nattirliche Person, welche einmalig mit einem Unternehmer in 
geschaftlichen Kontakt tritt und daher diesem gegentiber — der ja standig mit Kon-
sumenten Vertrage schliegt — ein Informationsdefizit hat und dartiber hinaus auch 
wirtschaftlich unterlegen ist. Das KSchG babe daher eine Ungleichgewichtslage vor 

") Siehe sogleich unter II. E. 
") Arnold, PSG3  § 1 Rz 16; Reiner, GesRZ 2007, 151 (165); OGH 6 Ob 43/13m Zak 

2014/148 (Erw 6.1.) mwN. 
") Rechberger in Rechberger, ZP 04  (2014) § 617 ZPO Rz 2 mwN zum Meinungsstand. 
") Ohlberger, ecolex 2008, 51 (52). 



Streitigkeiten mit Stiftungen und Trusts 	 115 

Augen.") Der OGH hat einer teleologischen Redulction eine Absage erteilt. In einer 
wegweisenden und umstriftenen E entschied er, dass § 617 ZPO auch auf Schiedsver-
einbarungen ftir gesellschaftsrechtliche Streitigkeiten anzuwenden ist.") Es komme 
viel mehr auf eine wirtschaftliche Betrachtungsweise an.") 

Wenn man diese Rsp auf die Privatstiftung umlegt, ergibt sich die Frage nach 
der Verbrauchereigenschaft, also nach der wirtschaftlichen Betrachtungsweise. Im 
Rahmen ihrer (in untergeordnetem.  Ausma13 zulassigen) gewerbsmagigen Neben-
tatigkeit, kann die Privatstiftung sohin durchaus als Unternehmerin eine Schieds-
vereinbarung schliegen.92) Weiters kann sie Konsumentin sein, wenn sie fiber das 
zulassige Ma13 hinaus unternehmerisch tatig wird.") 

Was die Stiftungsbeteiligten betrifft, ist die Rechtslage nunmehr aber nicht 
so unklar, wie man meinen konnte. Insb hat die Entscheidung des UGH uE kaum 
Auswirkungen auf die Stiftungserrichtung. Zwar ist eine statutarische Schiedsklau-
sel immer auf zukiinftige Streitigkeiten gerichtet (dh prospektiv) und kann daher 
keine bereits entstandenen Streitigkeiten iSd § 617 ZPO umfassen,94) doch ist eine 
Stiftungserklarung auch nicht mit einem Gesellschaftsvertrag vergleichbar. Tritt nur 
em n einzelner Stifter auf, handelt sich hierbei namlich b1o8 urn em n einseitiges Rechts-
geschaft.") Es ist somit am anderen Ende gar kein Verbraucher an der Schiedsan-
ordnung beteiligt und es kommt § 617 ZPO daher von vornherein nicht zur An-
wendung.96) Im Hinblick auf Begiinstigte wird im Lichte der hochstgerichtlichen Rsp 
daraber hinaus anzunehmen sein, dass sie sich durch die Geltendmachung eines An-
spruches aus der Stiftungsurkunde ohnehin der Schiedslclausel unterwerfen mUssen, 
weil der Anspruch aus der Stiftungsurkunde und die angeordnete Art der Geltend-
machung nicht getrennt werden kOnnen.97) 

Wenn mehrere Stifter auftreten und es sich — wie es regelmai3ig der Fall sein 
wird — bei alien Stiftern um Verbraucher handelt, kommt § 617 ZPO und § 6 Abs 2 
Z 7 KSchG von vornherein nicht zur Anwendung, well diese Bestimmungen aus-
schliefflich auf Rechtsgeschafte zwischen einem Unternehmer und einem Verbrau-
cher abstellen. Geschafte zwischen Nichtunternehmern sind namlich fur den Ver-
braucherschutz nicht gegenstandlich.") In diesem Zusammenhang gilt auBerdem 

") Vgl Schifferl/Kraus, § 617 ZPO und Schiedsklauseln in Gesellschaftervertragen, GesRZ 
2011, 341ff; Ohlberger, Sind Schiedsklauseln in GmbH-Gesellschaftsvertragen noch moglich? 
ecolex 2008, 51(53 f); Nueber, GesRZ 2012, 339 (343). 

") UGH 6 Ob 43/13m Zak 2014/148 (Erw 5.4.); s dazu zust Schumacher, UGH zu 
Schiedsvereinbarungen mit Verbrauchern — UGH 6 Ob 43/13m, OJZ 2014, 381ff; krit Hack!, 
Verbraucher- bzw Unternehmereigenschaft einer im Ausland ansassigen Schiedspartei, GesRZ 
2014, 193 (199 ff); Nueber, UGH 16. 12. 2013, 6 Ob 43/13m: Cui Bono? wbl 2014, 194; Kraus, 
Korrespondenz zu „Gesellschaftsrechtliche Streitigkeiten im Schiedsverfahren (UGH 16. 12. 
2013,6 Ob 43/13m)", JB12014, 608 ff. 

91) UGH 6 Ob 43/13 m Zak 2014/148 (Erw 8.1.) 
92) Nueber in Gass/Nueber, Konflilctlosung Rz 317. 
") Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, Privatstiftungsgesetz (2015) § 1 Rz 5; Nueber, GesRZ 

2012, 339, 342. 
94 ) Czernich, ecolex 2018, 238 (238). 
") Arnold in Arnold/Ludwig, Stiftungshandbuch2  (2013) Rz 2/6. 
96) Nueber in Gass/Nueber, Konfliktkisung Rz 334. 
97) Siehe dazu bereits oben JIB. ausfuhrlich. 
") Welser/Zochling-Jud, Biirgerliches Recht II" (2015) Rz 1176. 
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auch eine sonst beruflich unternehmerisch tatige Person als Konsument, wenn die 
Stiftungserrichtung nicht zum Betrieb ihres Unternehmens gehOrt und damit aus-
schlielich dem privaten Bereich zuzurechnen ist (§ 1 Abs 1 KSchG).99) Das wird 
man bei einer Stiftungserrichtung zur privaten Vermogensplanung oder wenn meh-
rere Gesellschafter ihre Gesellschaftsanteile im Rahmen ihrer Nachfolgeplanung in 
eine Privatstiftung einbringen, well Gesellschafter idR als Verbraucher zu Idassifizie-
ren sind und das bloBe Halten und Verwalten von Vermogen keine unternehmeri-
sche Tatigkeit ist.'") 

Sollte die Stiftungserrichtung dennoch ftir einen der beteiligten Stiffer urn emn 
unternehmensbezogenes Geschaft handeln, muss auch hier wiederum die wirtschaft-
liche Betrachtungsweise ausschlaggebend sein. Es ist fraglich, wie die typischerwei-
se inkriminierte Asymmetrie zwischen Untemehmer und Verbraucher, die auf die 
Geschaffserfahrung des Unternehmers aufbaut, bei einer ihrem Grundkonzept nach 
einmaligen Stiftungserrichtung begrtindbar ist (Stichwort: Vermogensopfer).101) 

3. Liechtensteinische Stiftung als Konsumentin? 
Anders als in Osterreich hat der liechtensteinische Gesetzgeber auf die Ent-

wicklungen in Osterreich reagiert und die Konsumentenschutzldausel (§ 634 flZPO) 
grundlegend angepasst, urn im Wettbewerb mit der Schweiz, in der die Schiedsge-
richtsbarkeit mit Konsumenten tiberhaupt nicht eingeschrankt ist, keinen Nachteil 
zu haben.1°2) Auslegungsschwierigkeiten mit dem Konsumentenbegriff werden ver-
hindert, indem die besonderen Formerfordernisse nach Abs 1 gleich an die nattirli-
chen Person als Parteien angekniipft und damit eine Bereichsausnahme fur gesell-
schafts- und stiftungsrechtliche Streitigkeiten geschaffen wird.m) 

Zudem gelten die genannten Schutzbestimmungen von vornherein nicht fur 
Schiedsanordnungen in Gesellschaftsvertragen und Stiftungsstatuten (§ 634 Abs 2 
flZPO). Es sei namlich zu erwarten, dass die involvierten Personen bei der Gran-
dung von Gesellschaften regelmagig rechtsfreundlich vertreten seien und sich wegen 
der fehlenden Alltaglichkeit solcher Vorgange em n entsprechendes Vorwissen aneig-
nen."4) 

E. „osterreichische" Schiedsverfahren in Liechtenstein? 
§ 617 ZPO sowie die dazu ergangene Rsp des OGH haben in der Praxis der ge-

sellschaftsrechtlichen Schiedsverfahren in Osterreich tiefe Narben hinterlassen. Dem 
Vernehmen nach werden Schiedsverfahren unter Involvierung einer osterreichischen 
Partei, die entweder Kapitalgesellschaft oder Privatstiftung ist, vorsichtshalber im 

") Vgl bspw OGH 5 Ob 113/09t wbl 2010,308/120. 1st eine genaue Zuordnung nicht 
mOglich, handelt es sich aber im Zweifel urn em n unternehmensbezogenes Rechtsgeschaft; RIS-
Justiz RS0065326. 

100) Skarics, (Kein) Verbraucherschutz ftir interzedierende GmbH-Gesellschafter? NZ 
2017,81 (81 ff) sowie FN 10 und 11 mwN zur Rsp und Lit. 

101) Vgl auch Nueber in Gass/Nueber, Konfliktlosung Rz 333. 
102) BuA 2016/163, 47. 
103) BuA 2016/163, 45; Czernich, Das neue Schiedsrecht ftir Gesellschafterstreitigkeiten in 

Liechtenstein, ecolex 2018, 238 (239). 
104) BuA 2016/163, 46. 
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Ausland abgehalten, urn so den unliebsamen und vallig praxisfernen Konsequenzen 
der osterreichischen Rechtslage zu entgehen. Hier soil sich bspw Munchen als belieb-
ter „Ausweichschiedsort" etabliert haben. 

Wenngleich die Verunmoglichung der Schiedsgerichtsbarkeit in gesellschafts-
und stiftungsrechtlichen Angelegenheiten jedenfalls zum Handeln natigt, liegt je-
doch mit Liechtenstein em n wesentlich vorteilhafterer „Ausweichschiedsort" auf der 
Hand. Wie zuvor bereits gezeigt wuide, hat der Liechtensteinische Gesetzgeber die 
entsprechenden Bestimmungen der ZPO angepasst, sodass Schiedsverfahren im Ge-
sellschafts- und Stiftungsrecht ohne weiteres moglich sind. Abgesehen davon ist das 
liechtensteinische Schiedsverfahrensrecht aber in weiten Teilen ident mit der 'Lister-
reichischen Rechtslage. 

Die Empfehlung der Autoren lautet daher den Sitz eines Schiedsverfahrens, bei 
dem osterreichisches Gesellschafts- oder Stiftungsrecht verfahrensgegenstandlich ist, 
nach Liechtenstein zu verlegen. Wo genau die Verhandlungen des Schiedsgerichts 
tatsachlich stattfinden, ist in diesem Zusammenhang nicht von Bedeutung. Wichtigs-
te Konsequenz der Sitzwahl ist es jedoch, dass liechtensteinisches und nicht osterrei-
chisches Schiedsverfahrensrecht anwendbar ist. 

Auch die Vollstreckung eines solchen „liechtensteinischen" Schiedsspruches in 
Osterreich stellt kein Problem dar, zumal der osterreichische OGH bereits im Jahr 
2009105) entschieden hat, dass § 617 ZPO in auslandischen Schiedsverfahren nicht 
anwendbar ist und zum anderen aber em etwaiger VerstoE dagegen auch keine Ver-
letzung des ordre public darstellt, der allenfalls zu Verweigerung der Anerkennung 
und Vollstreckung fiihren kannte. 

III. Trusts 

Der liechtensteinische Trust (Treuhandschaft) wurde aus dem anglo-amerika-
nischen common law rezipiert. Es handelt sich hierbei urn em Treuhandverhaltnis, 
wobei eine Einzelperson, eine Personengesellschaft oder eine Verbandsperson (Treu-
geber oder Trustor) dem Treuhander (Trustee) bewegliches oder unbewegliches Ver-
mogen (Treugut) mit der Verpflichtung zuwendet, dass dieses als Treugut im eige-
nen Namen als selbststandiger Rechtstrager zu Gunsten eines oder mehrerer Dritter 
(Begiinstigter oder Beneficiaries) mit Wirkung gegentiber jedermann zu verwalten 
oder zu verwenden ist (Art 897 PGR). Es unterscheidet sich somit wesentlich von 
der — auch in Liechtenstein bekannten — fiduziarischen Treuhand nach §§ 1002 if (a) 
ABGB. 

A. Vergleichbarkeit mit Stiftungen 
Aus schiedsrechtlicher ist der Trust der Stiftung grds nicht unahnlich, denn 

auch beim Trust handelt es sich um eine einseitige Vermagenswidmung, die einen 
spezifizierten Zweck verfolgt.106 ) Zudem ist auf den Trust subsidiar auch Stiftungs-
recht anwendbar ist.107) Es kann daher auSerhalb der nachfolgend behandehen The- 

105) OGH 3 Ob 144/09m OJZ 2010/21 (Ohlberger). 
106) M. Walser, Schiedsfahigkeit 222. 
107) Gasser/Nueber, AYIA 2018, 25 (36). 
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mengebiete auf die AusfUhrungen zu den Stiftungen verwiesen werden. Unterschiede 
liegen insb darin, dass der Trust im Gegensatz zur Stiftung keine Rechtspersonlich-
keit besitzt und daher rechtlich nicht verselbststandigt ist. Das Trustvermagen hat im 
Treuhander seinen Eigentumer.m) 

Ein Trust wird durch schriftliche Vereinbarung zwischen dem Treugeber (Sett-
lor oder Trustor) und dem. Treuhander (Trustee) oder durch einseitige ErkWrung 
durch den Treugeber und Annahmeerklarung durch den Treuhander begriindet, 
wobei jeweils die Angabe eines Rechtsgrundes nicht erforderlich ist (Art 899 Abs 1 
PGR).109 ) Befindet sich in dieser Treuhandurkunde (Trust Deed) eine Schiedsver-
einbarung oder eine Schiedsanordnung, sind die Formerfordernisse des § 600 Abs 1 
fIZPO erfallt. 1st jemand EigentUmer von Vermogenswerten oder Rechten im eige-
nen Namen aber zu Gunsten des bisherigen Eigentiimers oder eines Dritten, ohne 
dass eine ausdruckliche Bestellung zum Treuhander vorliegt, ist das Treuhandver-
haltnis zu vermuten (Art 898 PGR). Das Gesetz vermutet em n sokhes stillschweigen-
des Treuhandverhaltnis insb immer dann, wenn jemandem zur Griindung einer Ver-
bandsperson Vermogen tbertragen worden ist (Art 108 Abs 5 PGR). In diesen Fallen 
ist die Schriftlichkeit nicht gegeben und kann daher auch keine wirksame Schiedsver-
einbarung geschlossen worden sein. 

Grundsatzlich sind Trusts und Stiftungen aus schiedsrechtlicher Sicht jedoch 
vergleichbar 

B. Besonderheiten in trustrechtlichen Schiedsverfahren 
Schiedsklauseln in Trusts werden als zulassig erachtet. In Art 931 Abs 2 PGR 

ordnet der Gesetzgeber fiir in Liechtenstein ansassige Trusts, welche nach auslan-
dischem Recht gegrUndet worden sind, zwingend eine Schiedsklausel an (dazu so-
gleich). Daraus ergibt sich im Umkehrschluss, dass em n Schiedsgericht auch bei inner-
staatlichen Trusts zulassig ist.110 ) Bei Trusts sind jedoch vereinzelte Besonderheiten 
zu beachten. 

1. Obligatorisches Schiedsgericht nach Art 931 PGR 
Art 931 Abs 2 PGR ordnet fur Trusts, welche in Liechtenstein nach auslandi-

schem Recht errichtet wurden, an, dass iiber Streitigkeiten zwischen dem Treugeber, 
Treuhander und dem Begiinstigten obligatorisch em n Schiedsgericht zu entscheiden 
hat. 

Zu dieser Bestimmung existiert jedoch keine Judikatur, die Auslegung ist so-
hin weitgehend offen. Da es in Liechtenstein an einem institutionellen Schiedsgericht 
mangelt und daher auch kein Schiedsgericht existiert, welches das Gesetz als ,obli-
gatorisches Schiedsgericht` meinen hatte kiinnen, muss von einem obligatorischen 
Schiedsgericht im Trust Deed ausgegangen werden. Der Settlor muss also in den 
Trust Deed eines in Liechtenstein nach auslandischem Recht gegrUndeten Trusts eine 

'") LES 1999, 248. 
109) Bosch, Die liechtensteinische Treuhanderschaft zwischen trust und Treuhand (1995) 

71. 
110) Schumacher, LJZ 2011, 105 (108); BuA 2010/53, 13. 
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Schiedsanordnung aufnehmen, urn nach den Formerfordernissen nach § 600 flZPO 
tiberhaupt eine wirksame Schiedsvereinbarung getroffen zu haben. 

Fraglich ist, wie verfahren werden sollte, wenn das nicht geschehen ist. Die Par-
teien sind dann offenbar von Gesetzes wegen dazu verpflichtet, em n ad-hoc Schieds-
gericht zu bilden und ihre Streitigkeit bei diesem anhangig zu machen. Das kann 
aber nicht mit den Garantien der EMRK konform sein, da die Schiedsgerichtsbarkeit 
konzeptionell auf privatautonomer Preiwilligkeit basiert und ohne these Freiwillig-
keit bei einer gesetzlich vorgeschriebenen Schiedsanordnung wohl das Recht auf den 
gesetzlichen Richter verletzt warde (Art 6 EMRK). 

In der Praxis sind die Vorteile eines Schiedsgerichts aber so grog,") dass sich 
aber ohnehin fast immer Schiedsklauseln in Trust Deeds befinden. Art 931 Abs 2 
PGR hat keine praktische Bedeutung.112) 

2. Subjektive Schiedsfahigkeit 
Ein Trust ist keine juristische Person. Das treuhandige Rechtsverhaltnis wirkt 

aber gegenilber jedermann und entfaltet damit dingliche Wirkungen (Art 910 PGR), 
was grds auf die Rechtsfahigkeit eines Trusts schliegen liege. Der FL OGH hatte den 
Trust vereinzelt als parteifahige Vermogensmasse,"3) in der Regel aber als nicht par-
teifahig bezeichnet, sodass stets der Treuhander in eigenem Namen als Partei auf-
treten muss."4) Letzteres ist unstr im Einklang mit der hL, namlich dass der Treu-
hander selbst Eigentimer des Trustvermogens ist und damit auch immer nur der 
Treuhander — nicht der Trust — Partei eines Verfahrens ist.115) Beim Trust handelt es 
sich im Ergebnis blog um eine Rechtsbeziehung zwischen Trustor und Trustee bzw. 
Treugeber und Treuhander. 

Es folgt daraus, dass auch nicht der Trust sondern der Treuhander als Partei ei-
ner Schiedsvereinbarung auftritt. Seine subjektive Schiedsfahigkeit entscheidet darii-
ber, ob em n auf den Trust bezogener Rechtsstreit von einem Schiedsgericht behandeh 
werden kann.16) 

3. Aufsichtsrechtliche Schiedsgerichtsbarkeit in Trusts 
Das liechtensteinische Trustrecht kennt ebenso wie das Stiftungsrecht die Mog-

lichkeit, einen Trustee im Aufsichtsverfahren abzuberufen (Art 929 Abs 3 PGR). Eine 
solche Abberufung ist moglich, wenn der Trustee einen qualifizierten Pflichtenver-
stog begangen hat, was immer dann anzunehmen ist, wenn den Begtinstigten die 
Tatigkeit des Trustee nicht mehr zugemutet werden kann."7) 

"1) Fiir Liechtenstein ist das insb die Vollstreckbarkeit eines Schiedsspruches in allen 
NYO-Vertragsstaaten, wahrend Vollstreckungs- und Anerkennungstibereinkommen fiir ge-
richtliche Entscheidungen nur mit Osterreich und der Schweiz bestehen. 

112) Gasser/Nueber, AYIA 2018, 25 (37). 
113) FL OGH 06 CG.2007.337, Erw 11.4. 
114\ ) Vgl jungst LES 2018 296. 
115) M. Walser, Schiedsfahigkeit 550. 
116) M. Walser, Schiedsfahigkeit 555. 
117) Ender, Aktuelle Fragen zur Abberufung von Stiftungsraten, in Schurr, Wandel im 

Stiftungsrecht und grenziiberschreitende Rechtsdurchsetzung durch Schiedsgerichte (2013) 90. 
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Im Vergleich zu Stiftungen ermoglicht das Gesetz bei Trusts uU eine graere 
Gestaltungsmoglichkeit des Trustors. Nach Art 929 Abs 1 PGR fungiert das Landge-
richt als Aufsichtsbehorde tiber die in offentlichen Registern eingetragenen Trusts, 
sofern es sich nicht urn Familien-Treuhanderschaften handelt oder in der Treuhan-
durkunde (Trust Deed) keine andere Stelle bezeichnet wurde. Selbst der ganzliche 
Ausschluss einer Aufsichtsbehorde ist nach dem Wortlaut des Art 929 Abs 1 PGR 
moglich. Demnach ware uch die Obertragung aller aufsichtsbehordlichen Kom-
petenzen auf em n Schiedsgericht zulassig.118 ) Hingegen sieht § 599 Abs 3 flZPO aus-
drticklich vor, dass die „Zustandigkeit des Landgerichts fur Verfahren, die von Amts 
wegen aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften oder auf Antrag des Grund-
buch- und Offentlichkeitsregisteramtes oder der Staatsanwaltschaft eingeleitet wer-
den, (... ) nicht durch eine Schiedsklausel in Statuten oder gleichwertigen Dokumen-
ten einer Verbandsperson oder Treuhanderschaft abbedungen werden [kann]." Der 
Gesetzgeber hat ausdrticklich darauf verzichtet, die staatliche Aufsichtsfunktion an 
Schiedsgerichte abzutreten.'") Die wortlich-granunatikalische Auslegung des § 599 
Abs 3 ZPO und der vom Gesetzgeber verfolgte Zweck deuten bereits darauf bin, dass 
nur die staatliche Aufsichtsfunktion nicht ausgeschlossen werden konnen soil, also 
nur die amtswegige Aufsichtstatigkeit des Landgerichts — worunter hier auch das Ta-
tigwerden aufgrund eines Antrags einer anderen offentlichen Stelle verstanden wird 
— gemeint ist. Die Aufsichtsverfahren, wekhe von anderen Trustbeteiligten angeregt 
oder beantragt werden, miissen vor einem statutarisch angeordneten Schiedsgericht 
stattfinden.120 ) 

Die Rsp dazu scheint nicht im Einklang mit dem Gesetzeswortlaut zu sein. Der 
FL OGH hat sich in einer stiftungsrechtlichen Entscheidung daftu ausgesprochen, 
dass die aufsichtsrechtliche Kompetenz von staatlichen Gerichten niemals ausge-
schlossen werden konne und daher auch den antragsberechtigten Beteiligten der 
Zugang zu den ordentlichen Gerichten offen steht.121) Allerdings gibt es mit Art 929 
PGR im Trustrecht — anders als im Stiftungsrecht — eine positivierte Moglichkeit, die 
Kompetenz der AufsichtsbehOrden abzubedingen, wobei dies nach dem Wortlaut des 
§ 599 Abs 3 flZPO als lex posterior nicht fur die Verfahren gelten kann, die die Auf-
sichtsbehorde ex officio einleitet. Der Staatsgerichtshof (StGH) hat der gesamten Dis-
kussion aber mit dem lapidaren Hinweis den Boden entzogen, dass ja em n Antrag eines 
Beteiligten auf Einleitung eines Abberufungsverfahrens auch als Anzeige verstanden 
werden kann, woraufhin das Landgericht amtswegig em n entsprechendes Verfahren 
einleiten konne. Miisste eine solche Anzeige mit dem Hinweis auf em n statutarisches 
Schiedsgericht zurtickgewiesen werden, wiirde es sich urn amen formalistischen Leer-
lauf handeln, was dem Gesetzgeber nicht unterstellt werden kOnne.122) Das erklart 
aber nicht, warum die Regierung sich in der Vernehmlassung noch ausdrucklich mit 
der Thematik beschaftigt hat — insb hatte die Rechtsanwaltskammer Liechtenstein 
vorgeschlagen, die aufsichtsrechtliche Kompetenz der Gerichte ganzlich dispositiv zu 

118) Vgl auch Gasser/Nueber, AYIA 2018,25 (36). 
119) BuA 2008/151, 30. 
"°) Gasser/Saurer, Trust Arbitration in Liechtenstein and Austria, in Strong (Hrsg), Arbi-

tration of Trust Disputes (2016) Rz 18.79. 
121) LES 2011, 187. 
122) StGH 2011/181, Erw 2.2. 
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machen — und das Ergebnis trotzdem nur auf die amtswegig einzuleitenden Verfah-
ren Bezug nimmt. UE ist darin entgegen der Meinung des StGH sehr wohl em n Edda-
rungswert zu erkennen, der darauf hindeutet, dass em n Antrag eines Beteiligten nicht 
in eine Anzeige umgedeutet werden darf. 

IV. Schiussfolgerungen 
Dieser Beitrag versteht sich zuallererst als Einfahrung in die stiftungs- und 

trustrechtfiche Schiedsgerichtsbarkeit. Es wurde nicht nur aufgezeigt, was far eine 
gultige und wirksame statutarische Schiedsklausel notwendig 1st, sondern dass auch 
sog „non-signatory parties" wie Begiinstigte von der Bindungswirkung umfasst sind 
und beinahe alle stiftungs- und trustrechtlichen Streitigkeiten objektiv Schiedsfahig 
sind. Alle Beteiligten konnen und miissen sich daher dem Stifterwillen gemag das 
vorgeschriebene Schiedsgericht wenden. Dieses Ergebnis 1st zweclunafkg, wenn man 
bedenkt, dass die Errichtung einer Stiftung regelmag die freigiebige Hinwendung 
von Vermogen an die Nachkommen oder sonstige Begiinstigte bedeutet und folglich 
in erster Linie die berechtigten Interessen des Stifters berilcksichtigungswiirdig sind. 

Er kOnnte bspw em n besonderes Interesse an Dislcretion, einer bestimmten Ver-
fahrenssprache oder der Schnelligkeit eines Schiedsverfahrens haben. In Liechten-
stein kommt dariiber hinaus noch der bedeutende Vorteil hinzu, dass Urteile staatli-
cher liechtensteinischer Gerichte — auBer in der Schweiz und Osterreich — im Ausland 
grds nicht anerkannt werden, wohingegen Schiedssprtiche in allen Vertragsstaaten 
des New Yorker Obereinkommens (NY0), deren Anzahl sich mittlerweile auf 157 
belauft, exekutierbar sind. 

Dieser Beitrag 1st auch em n Vergleich zwischen der Osterreichischen und liech-
tensteinischen Rechtslage. Beide Rechtsordnungen sind in stiftungs- und schieds-
rechtlichen Belangen eng miteinander verbunden und haben bisher immer vom ge-
genseitigen Austausch profitiert. Umso spannender sind die Bereiche, in denen es 
Abweichungen gibt, bspw beim Konsumentenschutz oder in der Rsp zu aufsichts-
rechtlichen Kompetenzen eines Schiedsgerichts sowie zur Schiedsfahigkeit von In-
formations- und Auskunftsrechten der Beteiligten. Hier konnte sich uE der Oster-
reichische Gesetzgeber de lege ferenda an Liechtenstein em n Vorbild nehmen. Die oft 
in osterreich befiirchteten negativen Auswirkungen einer Ausdehnung der Schieds-
gerichtsbarkeit in diesen Bereichen, wie bspw Verlust der staatlichen Kontrolle oder 
eine unvertretbare Erosion des Konsumentenschutzes, sind in Liechtenstein nicht 
eingetreten. 

Alles in allem lasst sich aber zusammenfassen, dass der osterreichische und 
mehr noch der liechtensteinische Gesetzgeber Stiftern mit der Schiedsgerichtsbarkeit 
em n vollumfangliches und effizientes Rechtsschutzinstrument anbietet. 
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